
Az.: 2.00.10 
 
Stellungnahme zur achten Schulgesetznovelle           
 
Der Städte- und Gemeindetag hat nachfolgende Stellungnahme abgegeben: 
 
Sehr geehrte Frau Ministerin Oldenburg, 
 
vielen Dank für die Möglichkeit zur achten Schulgesetznovelle Stellung nehmen zu können.  
 
Vorbemerkung 
Die vorgesehene Gesetzesänderung setzt folgende drei Eckpunkte um:  
1. Gewährleistung des gleichberechtigten Zugangs zu Bildungsangeboten durch die Schaffung einer landeswei-

ten digitalen Bildungsinfrastruktur zur Nutzung in allen Schulen des Landes Mecklenburg-Vorpommern.  
2. Unterstützung und Entlastung der Lehrerinnen und Lehrer sowie der Schulträger durch die Etablierung einer 

digitalen Bildungsmedieninfrastruktur in gemeinsamer Verantwortung mit der obersten Schulbehörde.  
3. Entlastung der Schulen durch die Neuordnung der datenschutzrechtlichen Regelungen für das Schulwesen 

sowie Erleichterungen bei Verwaltungserfordernissen im Bereich des Datenschutzes.  
 
Das Medienpädagogische Zentrum spielt eine Schlüsselrolle bei der Umsetzung der digitalen Bildungsmedieninf-
rastruktur und der Förderung der Bildungsgerechtigkeit in Mecklenburg-Vorpommern.  
Mit der Gesetzesänderung wird der Begriff Bildungsinfrastruktur erstmals genannt, wobei er dabei im Gesetzestext 
noch nicht abschließend definiert wird. Dieser Umstand ist aus Sicht des Schulträgers nicht zielführend, denn die 
Schulträger stehen letztlich alleinig in der Verantwortung, die Bildungsinfrastruktur nachhaltig an seinen Schulen 
herzustellen bzw. vorzuhalten. Im § 110 Absatz 7 SchulG M-V wird nunmehr lediglich die Möglichkeit der diesbe-
züglichen Zusammenarbeit mit der obersten Schulbehörde eröffnet. Ob und in welchem Umfang diese Zusammen-
arbeit seitens der obersten Schulbehörde zur Umsetzung der digitalen Bildungsinfrastruktur erfolgen sollte, bleibt 
dabei unklar. 
  
Mit der Neustrukturierung des § 114 des Schulgesetzes soll die Möglichkeit geschaffen werden, den Aufbau einer 
gemeinsamen Bildungsmedieninfrastruktur effizient zu realisieren, unter gleichzeitiger Wahrung der unterschiedli-
chen Bedürfnisse jeder Schule. Bildungsmedieninfrastruktur ist hier lt. Vorblatt des Änderungsentwurfs des SchulG 
M-V als ein Oberbegriff für Prozesse und Fachanwendungen zu verstehen, so dass die Unterrichtsinhalte am Ort 
des Unterrichtsgeschehens bestimmungsgemäß zum Einsatz gebracht werden und dergestalt ineinandergreifen, 
dass von einer Infrastruktur gesprochen werden kann. Der Begriff ist ebenfalls im Gesetzestext noch unbestimmt. 
Auch hier wird um eine Klarstellung/Definition gebeten. In dem Vorblatt des Gesetzesentwurfs wird hierzu zwar 
ausgeführt, dass die Bereitstellung von digitalen Lehr- und Lernmitteln (Bildungsmedien), die damit zusammenhän-
genden Beschaffungsprozesse, die Erarbeitung von Lizensierungsmodellen und das Management von zu nutzen-
den Endgeräten sowie die Umsetzung weiterer technischer Anforderungen zu einer funktionierenden Bildungsme-
dieninfrastruktur zählen. Die Umsetzung soll kooperativ und kollaborativ vom Medienpädagogischen Zentrum, den 
kommunalen Medienzentren und den Schulträgern innerhalb der jeweiligen Zuständigkeiten erfolgen. Es sollen 
Sondereffekte einer gemeinsamen Beschaffung und Lizensierung genutzt werden können, so dass ein Basismedi-
enbestand allen Schulen des Landes angeboten werden kann. Hier stellt sich insbesondere aus Schulträgersicht 
die Frage, welcher der genannten Kooperationspartner in welchem Umfang diesen Basismedienbestand beschaf-
fen und in den jeweiligen Schulen implementieren soll. Zudem ist fraglich, in welchem Kontext sich eine der ge-
nannten Institutionen in der Verantwortung sehen wird, entsprechende Kooperationsvereinbarungen zu initiieren 
und deren Umsetzung nachhaltig zu verfolgen. Hierzu bedarf es konkreter Regelungen im Gesetz, denn es ist 
ansonsten zu vermuten, dass ggf. einseitige Bemühungen ins Leere laufen. Ebenfalls nicht nachvollziehbar ist, wie 
durch die Etablierung eines Basismedienbestands an den jeweiligen Schulen der Organisationsaufwand hinsicht-
lich Beschaffung und Nutzerverwaltung reduziert werden soll.  
Die sich aus dem Gesetzesentwurf ergebenden zusätzlichen Aufgaben der Kreis-/Stadtmedienzentren lassen sich 
kurz wie folgt beschreiben:  
 

1. Wachsende Verantwortung bei der Medienbeschaffung 
Die Medienzentren würden in der 8. Schulgesetznovelle weiterhin für die Beschaffung von Unterrichtsme-
dien – ggf. je nach Definition auch für digitaler Lehr- und Lernmittel – zuständig bleiben. Durch die zuneh-
mende Digitalisierung steigt der Bedarf an digitalen Medien, Lizenzen und Plattformen deutlich an, was 
eine größere Marktdurchdringung, rechtliche Prüfung und laufende Aktualisierung erfordert. 

2. Anpassung an neue pädagogische und technische Anforderungen 
Schulen müssen ein Medienbildungskonzept als Teil des Schulprogramms vorlegen, das beschreibt, wie 
digitale Medien pädagogisch eingesetzt werden sollen. Medienzentren müssen diese Entwicklung aktiv 
begleiten und Schulen bei der Auswahl, Integration und Nutzung digitaler Medien beraten und unterstüt-
zen. Die Vielfalt und Komplexität digitaler Medien und Formate nimmt zu, so dass Medienzentren ihr Know-
how und Beratungsangebot kontinuierlich erweitern müssten. 

3. Engere Abstimmung mit Schulträgern und Schulen 
Die Medienentwicklungspläne der Schulträger und die Medienbildungskonzepte der Schulen sind zentrale 
Steuerungsinstrumente. Medienzentren müssen als Bindeglied zwischen Schulen und Schulträgern agie-
ren, um eine bedarfsgerechte und abgestimmte Medienausstattung sicherzustellen. Sie wären gefordert, 



die pädagogischen Ziele der Schulen mit den technischen und finanziellen Möglichkeiten der Schulträger 
in Einklang zu bringen. 

4. Fortbildung und Qualifizierung 
Die Medienzentren sollen die Schulen bei der Fortbildung und Qualifizierung der Lehrkräfte im Umgang 
mit digitalen Medien unterstützen. Der Bedarf an Schulungen und Beratung wird steigen, insbesondere da 
die Digitalisierung nun fester Bestandteil des Unterrichts ist. 

 
Diese neuen Aufgaben müssen ausfinanziert werden, da die Aufgabenträger sonst sehr schnell an ihre Grenzen 
stoßen. Denn schon die folgende Ausführung, dass durch eine bedarfsgerechte Beschaffung und nutzerbezogene 
Abrechnung die Flexibilisierung der Ausgaben auf Schulträgerseite dazu führen könne, dass frei gewordene Mittel 
für andere schulbezogene Aufgaben eingesetzt werden könnten, ist nicht nachvollziehbar. Dies gelte sowohl für 
digitale Lehr- und Lernmittel als auch für Fachverfahren zur Schulverwaltung und Unterrichtsorganisation. Unklar 
ist dementsprechend nach wie vor, ob und inwieweit das Land künftig im Rahmen der Bereitstellung von Basisme-
dien seinen Pflichten als Arbeitgeberin gegenüber dem pädagogischen Personal an Schule nachkommen wird, und 
entsprechende digitale Lehrmedien (z.B. Laptops oder Tablets) für in seinem Dienst stehendes Personal in ausrei-
chendem Maße („bedarfsgerecht“) zur Verfügung stellt. Dies vor dem Hintergrund, dass die in den vergangenen 
Jahren schulträgerseitig, entweder mit finanzieller Unterstützung des Bundes und Landes M-V im Rahmen des 
Sonderprogramms Lehrerendgeräte und aus kommunalen Eigenmitteln beschafften Lehrmedien (Basisbestand 
Laptops) in die jeweilige schulische Infrastruktur implementiert wurde und nunmehr nicht mehr als Leihgabe für die 
Unterrichtsvor- und Nachbereitung in der Häuslichkeit der Pädagogen zur Verfügung steht. Dieser Umstand wird 
nachhaltig von den Schulen bemängelt, denn die mit Eigenmitteln der Kommunen beschafften Medienbestände, 
welche zur Leihgabe zur Verfügung gestellt werden können, sind nach Auskunft der Schulen, nicht für alle an 
Schule tätigen pädagogischen Mitarbeiter/innen jederzeit, das heißt auch für eine Nutzung von zu Hause im Rah-
men der Unterrichtsvor- und -nachbereitung ausreichend.  
 
Weiter heißt es im Vorblatt, dass bei der gemeinsamen Sicherstellung von Support und Wartung durch die Vermei-
dung von kostenintensiven Insel-Lösungen der Schulträger, landesweit dafür Sorge getragen werden kann, dass 
IT-sichere und datenschutzkonforme Komponenten zum Einsatz kommen. Hier stellt sich die Frage, ob und inwie-
weit IT-sichere und datenschutzkonforme Komponenten auch unter Fortbestand der vorhandenen „Insel-Lösun-
gen“, wie zum Beispiel IServ durch das nach § 5a SchulG M-V zuständige Bildungsministerium den Schulträgern 
zur Verfügung gestellt werden. 
 
Insgesamt lässt der Entwurf offen, wie alle diese Veränderungen finanziert werden sollen. Die Schulträger werden 
in den kommenden Jahren erheblich weniger finanziellen Spielraum haben. Die vorgesehenen Regelungen werden 
aber erhebliche Kosten verursachen. Das ist letztendlich konnex. Wir erwarten, dass hierzu  eine Kostenabschät-
zung vorgenommen und klare Regelungen getroffen werden. Der Städte- und Gemeindetag hatte hierzu eine Fond-
lösung vorgeschlagen. Dazu bedarf es einer klaren Definition, welche Maßnahmen in welcher Reihenfolge umge-
setzt werden sollen. Dann müssen die erforderlichen Mittel bestimmt und zur Verfügung gestellt werden. Dies muss 
geschehen bevor das Gesetz in Kraft tritt, um verfassungsrechtliche Streitigkeiten zu vermeiden. Es ist deshalb 
kritisch zu sehen, dass die 8. Schulgesetznovelle bereits Regelungen trifft, bevor die Ergebnisse der UAG Kreis-
medienzentren (mit dem Fokus Content Beschaffung und Zuständigkeiten) sowie der AG Finanzierung vorliegen. 
Damit werden wichtige fachliche und finanzielle Aspekte unberücksichtigt gelassen, die von zentraler Bedeutung 
sind.  
 
Zu den Regelungen im Einzelnen: 
 
§ 53a Abs. 2 - Organisationsformen des Lernens, Verordnungsermächtigung 
Nach dem Gesetzesentwurf soll für alle Schülerinnen und Schülern eine Teilnahmemöglichkeit an digitalen Lern-
formen gewährleistet sein. Aus hiesiger Sicht bedarf es einer Klarstellung, dass damit keine Verpflichtung zur Be-
schaffung zusätzlicher mobiler Endgeräte (keine 1:1-Ausstattung) mit zahlreichen Risiken wie Datenschutz, Finan-
zierung, Personal, Technik, rechtlichen Vorgaben und Akzeptanz einher geht. Die Ausstattung mit weiteren End-
geräten sollte daher unbedingt im pädagogischen Konzept des Medienbildungskonzepts verankert und durch einen 
Beschluss der Schulkonferenz abgesichert sein. Die ausführliche Begründung zum § 53a unterstreicht, dass digi-
tale Lernformen nicht nur optional, sondern strukturell in die Unterrichtsorganisation integriert werden sollen. Diese 
Ausweitung der Lernformate ist grundsätzlich zu begrüßen, führt aber zu dauerhaften finanziellen und organisato-
rischen Verpflichtungen für die Schulträger, die im Gesetzestext selbst nicht hinreichend berücksichtigt sind. 
 
Abs. 2: „Allen Schülerinnen und Schülern ist eine Teilnahmemöglichkeit an diesen Lernformen in einer 
Schule und den anderen Lernorten zu gewährleisten.“  
Die aktuelle Formulierung lässt offen, welche konkreten Pflichten sich für Schulträger und weitere Beteiligte erge-
ben. Insbesondere in der Interpretation, dass damit eine dauerhafte Ausstattungspflicht mit digitalen Endgeräten 
(z. B. Laptops oder Tablets) für Schülerinnen und Schüler sowie ggf. auch für Lehrkräfte verbunden ist, sehen wir 
erhebliche Risiken. 
Solche Infrastrukturmaßnahmen verursachen erhebliche laufende Kosten (Hardware, Lizenzen, Wartung, Support), 
die nicht pauschal übertragbar sein dürfen. Die bisherigen Förderprogramme (z. B. Digital Pakt) decken diese Be-
darfe nicht langfristig. 
Wir fordern daher eine klarstellende Regelung, dass die Regelung nicht zu einer allgemeinen Ausstattungspflicht 
des Schulträgers führt, sofern keine anderweitige Finanzierung gesichert ist. 
 



Ergänzend regen wir an, in die Begründung eine Aussage zur Konnexität und Finanzierung aufzunehmen. Gleiches 
gilt für Abs. 4 in Verbindung mit Absatz 3. 
 
Abs. 4 in Verbindung mit Abs. 3: „Die Entscheidung über die Einrichtung von Distanzunterricht trifft die 
Schulleiterin oder der Schulleiter.“  
Zwischen den Absätzen 3 und 4 des § 53a besteht ein klarer Regelungswiderspruch: 
Während Absatz 3 die Voraussetzungen für Distanzunterricht abschließend definiert – teils mit Anordnungen durch 
Behörden –, heißt es in Absatz 4, die Entscheidung liege bei der Schulleitung. 
Diese beiden Aussagen sind nicht kompatibel und führen in der Praxis zu Rechtsunsicherheit und unklarer Verant-
wortungsverteilung. Insbesondere für die Schulträger, die bei der Umsetzung digitaler Lernformen logistisch und 
infrastrukturell eingebunden sind, ist nicht nachvollziehbar, warum Entscheidungen ohne ihre Einbindung getroffen 
werden sollen, obwohl sie mit Folgekosten konfrontiert werden. 
Wir fordern daher eine klare, abgestufte Entscheidungsregelung, z. B. unter Beteiligung des Schulträgers bei nicht-
behördlich angeordnetem Distanzunterricht und eine einheitliche Verantwortungslogik, bei der Zuständigkeit, 
Rechtsfolgen und operative Umsetzung zusammen gedacht werden. 
 
Abs. 6 Nr. 3 in Verbindung mit Abs. 2: „Die oberste Schulbehörde wird ermächtigt, das Nähere zur Durch-
führung des digital unterstützten Lernens durch Rechtsverordnung zu regeln, insbesondere…3. das Ge-
nehmigungsverfahren gemäß Absatz 2 Satz 5.“ 
Der neue § 53a ermöglicht es Schulen, durch ein pädagogisches Konzept digitale und selbstgesteuerte Lernformen 
in den Unterricht zu integrieren. Dieses Konzept kann – muss aber nicht – Teil des Medienbildungskonzepts sein. 
Sofern es nicht eingebunden ist, wird es nicht in der Schulkonferenz beraten. Stattdessen genügt eine Genehmi-
gung durch die Schulbehörde. 
Damit entsteht eine Parallelstruktur, bei der die Mitwirkungsrechte des Schulträgers in der Schulkonferenz syste-
matisch umgangen werden können – obwohl diese Lernformen direkte Auswirkungen auf die sächliche Schulorga-
nisation, Infrastruktur und Kostenstruktur haben. 
Wir fordern deshalb eine verbindliche Einbindung des pädagogischen Konzepts in das Medienbildungskonzept oder 
alternativ eine zwingende Beratung in der Schulkonferenz, bevor das Konzept der Schulbehörde zur Genehmigung 
vorgelegt wird. Nur so lässt sich sicherstellen, dass Schulträger nicht durch schulorganisatorische Einzelmaßnah-
men strukturell gebunden werden, ohne formell beteiligt zu sein. 
 
§ 70a Abs. 1 – Verantwortlichkeit 
Da die Verantwortlichkeit in Datenschutzaufgaben sowohl bei Schulbehörden als auch bei Schulträgern liegen, 
besteht Unsicherheit, wer für Datenschutzverstöße haftet oder welche technischen und organisatorischen Maßnah-
men jeweils zu ergreifen sind. Die fehlende verpflichtende Zusammenarbeit bei Datenschutzfragen kann zu Lücken 
und Risiken führen und sollte somit klar definiert werden. 
 
§ 76 Abs. 7 Ziff. 5. e) Schulkonferenz 
Regeln zur Nutzung mobiler digitaler Endgeräte – Hier sollte „privat“ ergänzt werden. 
 
§ 97 Abs. 4 Schulbehörden und Schulaufsicht 
Die Regelung, wonach die oberste Schulbehörde nur „nach Maßgabe des Haushaltes“ bei der Bereitstellung digi-
taler Lehr- und Lernmittel sowie Fachverfahren zur Schulverwaltung unterstützen darf, zeigt auf, dass die Verant-
wortung hauptsächlich oder allein beim Schulträger liegen soll. Wie eingangs erwähnt, ist es sachgerecht, die digi-
talen Medien (Lehr- und Lernmittel) zentral über das MPZ zu beschaffen. Mit dieser Formulierung entstehen erheb-
liche finanzielle Risiken und Unsicherheiten, insbesondere wenn die Kosten für digitale Lehrmittel und Lizenzen 
weiter steigen und Fördermittel nicht ausreichen oder nicht dauerhaft zur Verfügung stehen. Diese Situation kann 
zu einer ungleichen digitalen Ausstattung zwischen den Schulen einer Kommune als auch zwischen den Kommu-
nen führen und die Chancengleichheit gefährden. 
 
§ 110 Abs. 7 (unklar) - Sachkosten der äußeren Schulverwaltung 
Der rechtliche Regelungsgehalt des Abs. 7 ist nicht klar. Grundsätzlich sollte die kommunale und Landesebene bei 
all den Aufgabenerfüllungen zusammenarbeiten. Diese Zusammenarbeit ist gelebte Praxis.  
Diese Regelung kann allerdings dazu führen, dass der Schulträger für die Umsetzung und den Betrieb zentral 
entwickelter digitaler Lösungen verantwortlich gemacht wird, ohne dass er ausreichenden Einfluss auf die Auswahl, 
Finanzierung oder die langfristige Tragfähigkeit dieser Lösungen hat.  
 
§ 114 Abs. 1 - Bildungsmedieninfrastruktur und Medienzentren 
Die Einrichtung eines neuen Gremiums im Bildungsbereich, insbesondere im Zusammenhang mit den Medienzen-
tren, sollte stets in Abstimmung mit bestehenden Arbeitsgruppen und Gremien erfolgen. Es ist wichtig, Überschnei-
dungen und eine isolierte Betrachtung zusammenhängender Themen zu vermeiden. Eine landesweite Strategie 
könnte dabei helfen, die Zusammenarbeit zu koordinieren und Synergien optimal zu nutzen. 
 
§ 114 Abs. 4 - Bildungsmedieninfrastruktur und Medienzentren 
Zu a) und b)  
Die Digitalisierung verändert die klassische Trennung zwischen innerer und äußerer Schulverwaltung grundlegend. 
Die Beschaffung digitaler Medien hat unmittelbare Auswirkungen auf den pädagogischen Alltag hat und ist nicht 
mit der Anschaffung analoger Medien gleichzusetzen. Die Zuständigkeiten für die Beschaffung von digitalen Medien 
und damit verbunden pädagogischen Aufgaben müssen dahingehend neu gedacht werden, dass eine zentrale 



Beschaffung digitaler Medien Aufgabe des MPZ des Landes ist. Allein dieser Angang wird den pädagogisch-inhalt-
lichen Anforderungen gerecht und sorgt landesweit für gleich Lehr- und Lernbedingungen und eine Bildungsge-
rechtigkeit. 
Soweit der Gesetzesentwurf dem MPZ übergeordneten Themen, wie Beratung der Schulen und der KMZ/SMZ 
zuweisen möchte, vermag dieser Ansatz der klaren Aufgaben- und Verantwortungstrennung der inneren und äu-
ßeren Schulverwaltung nicht gerecht zu werden. Der Ansatz, dass das MPZ berät und die KMZ/SMZ setzen auf 
ihre eigenen Kosten um, wird nicht nur der Verantwortung des Landes für die inhaltliche Erfüllung des Bildungs-
auftrages gerecht, sondern verstößt gegen das Konnexitätsprinzip.  
Letztlich besteht auch zwischen dem MPZ des Landes und der kommunalen KMZ/SMZ keine Hierarchie bzw. kein 
Durchgriffsrecht.  
 
§ 114 Abs. 5 - Bildungsmedieninfrastruktur und Medienzentren 
Die Zusammenarbeit in gemeinsamen Projekten beinhaltet zusätzliche Aufgaben und Abstimmungsprozesse, 
welche nur dann erfolgreich umgesetzt werden können, wenn auch die entsprechenden personellen und finanziel-
len Ressourcen bereitgestellt werden. Eine enge Abstimmung und klare Verantwortlichkeiten sind unerlässlich, um 
die Qualität und Nachhaltigkeit der Bildungsarbeit vor Ort zu gewährleisten. 
 
Im Weiteren erlauben wir uns freundlich weitere Aspekte, die aus unserer Sicht in eine Gesetzesnovellie-
rung einfließen sollten und bereits zur 7. Novelle dargelegt wurden, unter Ergänzung zu § 15 Abs. 1 „Orien-
tierungsstufe“ erneut aufzugreifen: 
 
§ 15 Abs. 1 Orientierungsstufe 
Die Regelung des § 15 Abs. 1 sieht vor, dass die Schulartunabhängige Orientierungsstufe an den Regionalen 
Schulen und Integrierten und Kooperativen Gesamtschulen gebildet werden. In Ausnahmefällen können sie mit 
einer Grundschule verbunden werden.  
Aus unserer Sicht soll die Anbindung der Orientierungsstufe an die Grundschule nicht die Ausnahme bleiben. Diese 
Regelung steht einem längeren gemeinsamen Lernen und einer chancengerechten Bildung im Wege. Die Erfah-
rungen in der Landeshauptstadt Schwerin zeigen, dass die Eltern einen mehrfachen Schulwechsel als nicht förder-
lich ansehen. Die Grundschule, an der die Orientierungsstufe angesiedelt ist, erfährt eine stark ausgeprägte An-
wahl. Es soll den Planungs- und Schulträgern vor Ort überlassen sein, ob sie die Orientierungsstufen an den Regi-
onalen Schulen, Integrierten und Kooperativen Gesamtschule sowie / oder an den Grundschulen bilden. Die Ak-
teure vor Ort kennen die Heraus- und Anforderungen vor Ort und wie sie diesen gerecht werden können. Insofern 
sollte die Orientierungsstufe an Grundschulen gleichrangig mit den Regionalen Schulen und den Integrierten und 
Kooperativen Gesamtschulen in die Regelung des § 15 Abs. 1 Satz 1 aufgenommen werden. 
 
§ 100 Abs. 8 
Hier bedarf es dringend einer Ergänzung dahingehend, dass die Kosten für Spezialisten / Honorarkräfte, die auf-
grund der Curricula an den beruflichen Schulen unterrichten müssen, analog zu den Kosten für das Lehrpersonal 
über § 109 SchulG vom Land getragen werden können.  
 
§ 109 Personalkosten 
Zur Klarstellung sollten neben den Personalkosten auch Honorarkosten in Abs. 1 aufgeführt werden.  
 
§ 115 Schullastenausgleich 
§ 115 Abs. 3 ist zu erweitern um einen Schulkostenbeitrag für Schülerinnen und Schüler, die die Schulen für 
Kranke besuchen. An der sich auf dem Gelände der Helios-Kliniken befindliche Schule für Kranke in der Landes-
hauptstadt Schwerin werden Schülerinnen und Schüler beschult, die stationär in der Kinder- und Jugendpsychiatrie 
oder Kinderklinik behandelt werden. Die Schülerinnen und Schüler haben ihren „Platz“ weiterhin an ihrer Stamm-
schule und werden während des Klinikaufenthaltes temporär beschult. Als Schulträgerin ist die Landeshauptstadt 
Schwerin bestrebt, gegenüber den abgebenden Landkreisen Schullastenausgleiche durchzuführen, was seitens 
der abgebenden Landkreise kritisch gesehen und teilweise abgelehnt wird. Letztlich ist die Beschulung in einer 
Schule für Kranke jedoch eine Sonderform, die eine Verortung in § 115 Abs. 3 mit einer Kostentragung durch das 
Land rechtfertigen würde.  
  
§ 120 Genehmigungsvoraussetzung   
§ 120 regelt die Voraussetzung für die Genehmigung von Schulen in freier Trägerschaft. Die Schulen in freier 
Trägerschaft sind grundgesetzlich geschützt. Dieser Schutz kann allerdings nicht so weit reichen, dass öffentliche 
Schulen bzw. einzelne Bildungsgänge an diesen gefährdet werden.  
Insofern ist als weiterer Punkt aufzuführen, dass die Genehmigung zu erteilen ist, wenn öffentliche Schulen bzw. 
Bildungsgänge an öffentlichen bzw. Berufsschulen nicht gefährdet werden.  
 
Ganztagsanspruch 
Als äußerst kritisch sehen wir, dass die 8. SchulG-Novelle ebenso wie die 7. SchulG-Novelle wie auch das KiföG 
M-V keine Regelungen zur Umsetzung des im nächsten Jahr kommenden Ganztagsanspruchs enthalten.  
 
Soweit der Ganztag für den Regelschulbereich mit den (vorhandenen/zu schaffenden) Hortangeboten realisiert 
werden soll, fehlen hier gesetzliche Regelungen im KiföG M-V bzw. sind diese nicht absehbar.  
 



Zur Realisierung des Ganztagsanspruchs für Schülerinnen und Schüler in Förderschulen bzw. gesonderten För-
derklassen  sollte die Absicherung aus der Schule heraus erfolgen. 
 
StGT MV 08/2025 
Schlagworte: Bildungsinfrastruktur, Datenschutz, Finanzierung, Schullastenausgleich, Ganztag 


